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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Strafrecht

Die Bekämpfung von Identitätsmissbrauch war das Ziel einer 2013 eingereichten
parlamentarischen Initiative Poggia (mcg, GE). Das Anliegen verlangte, mittels digitaler
Kommunikationsmittel begangenen Identitätsmissbrauch unter Strafe zu stellen, sofern
eine subjektive Schädigungsabsicht gegeben ist. Da im Herbst 2014 nur die RK-NR,
nicht aber die RK-SR, der Initiative Folge gegeben hatte, wurde sie im Herbst 2015 im
Nationalrat behandelt. Dessen Kommissionsmehrheit anerkannte den Handlungsbedarf,
war aber mittlerweile zum Schluss gekommen, das Problem solle besser über die zu
diesem Zeitpunkt bereits in beiden Räten gutgeheissene Motion Comte (fdp, NE)
angegangen werden. Eine knappe Mehrheit der grossen Kammer folgte dieser
Argumentation versenkte die Initiative. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 08.09.2015
KARIN FRICK

In der Sommersession 2021 gab die RK-NR einer parlamentarischen Initiative Suter (sp,
AG) Folge, welche die Ergänzung des Strafgesetzbuchs um einen Straftatbestand
Cybermobbing forderte. Die Problematik des Cybermobbings habe in den letzten
Jahren aufgrund der Digitalisierung stark zugenommen, wobei gemäss einer Studie der
ZHAW fast jede vierte minderjährige Person von Cybermobbing betroffen sei. Die
bestehende Gesetzgebung sei vorwiegend auf Einzelhandlungen wie beispielsweise
Nötigung ausgelegt und reiche nicht mehr aus, um auf das zunehmende Cybermobbing
zu reagieren, das in einer Vielzahl an Handlungen und Verhaltensweisen auf ein Opfer
einwirke. Im Rahmen der Beratung des Vorstosses beschloss die Kommission zugleich,
ein Kommissionspostulat (Po. 21.3969) einzureichen, womit sie den Bundesrat
beauftragen wollte, neue Bestrafungsmöglichkeiten für Cybermobbing und digitale
Gewalt zu prüfen. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 25.06.2021
CATALINA SCHMID

Anders als zuvor ihre Schwesterkommission entschied die RK-SR im Januar 2022 mit 8
zu 5 Stimmen, der parlamentarischen Initiative Suter (sp, AG) für die Einführung eines
Straftatbestands Cybermobbing keine Folge zu geben. In ihrer Medienmitteilung führte
sie als Begründung an, zuerst den Bericht in Erfüllung eines Kommissionspostulats der
RK-NR (Po. 21.3969) abwarten zu wollen. Dieser verspreche, die Problematik und den
allfälligen Handlungsbedarf bezüglich Cybermobbings breiter auszulegen. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 21.01.2022
CATALINA SCHMID

Im November 2022 bekräftigte die RK-NR ihren Entscheid für die Einführung eines
neuen Straftatbestands für Cybermobbing. Nachdem sich ihre Schwesterkommission
dagegen entschieden hatte, beantragte die RK-NR ihrem Rat abermals mit grosser
Mehrheit, der entsprechenden parlamentarischen Initiative Suter (sp, AG) Folge zu
geben. Sie hatte inzwischen vom Bericht des Bundesrates zu Ergänzungen des
Strafgesetzbuches zu Cybermobbing Kenntnis genommen und war anders als der
Bundesrat der Ansicht, dass Mobbing-Handlungen im Internet durch das geltende
Strafrecht nicht ausreichend abgedeckt seien. Der Nationalrat folgte seiner
Kommission in der Wintersession 2022 mit 154 zu 36 Stimmen bei 3 Enthaltungen und
gab der Initiative Folge. Der ablehnende Antrag von Andreas Glarner (svp, AG) fand
ausserhalb der SVP-Fraktion keine Unterstützung. 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 06.12.2022
KARIN FRICK
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Kriminalität

Die letztes Jahr eingereichte parlamentarische Initiative Schmid-Federer (cvp, ZH),
welche die Effektivität und Effizienz in den Bereichen Jugendmedienschutz und
Internetkriminalität sicherstellen wollte, wurde im Mai von der Initiantin
zurückgezogen. 5

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 19.05.2011
NADJA ACKERMANN

Institutionen und Volksrechte

Parlamentsorganisation

Damit auch Menschen mit Beeinträchtigungen die per Internet live übertragenen
Diskussionen in den beiden Kammern verfolgen können, forderte Gabriela Suter (sp,
AG) Barrierefreiheit des Live-Streams der Parlamentsdebatten (Pa.Iv. 20.505). In der
Tat können hörbeeinträchtigte Personen diese Debatten nicht mitverfolgen, weshalb
die Sozialdemokratin einen Abbau der Hürden in Form von Untertiteln und
Übersetzungen mittels Gebärdensprache forderte. 
Das Büro-NR empfahl in einer ersten Beratung im Mai 2021 einstimmig (mit 12 zu 0
Stimmen), der Initiative Folge zu geben. Menschen mit Behinderungen müssten besser
eingebunden werden – so die Begründung. Zudem habe ein Pilotversuch der
Parlamentsdienste in der Wintersession 2020 gut funktioniert. Es sei allerdings noch zu
klären, in welchen Sprachen Untertitel verfasst werden müssten und ob mittels
Gebärdensprache Simultanübersetzungen angeboten werden sollten. 
Weil das Büro-SR dieser Empfehlung allerdings im August 2021 nicht zustimmen wollte,
beriet sich das Büro-NR im Februar 2022 ein zweites Mal. Das Nein der ständerätlichen
Kommission beruhte auf der Überlegung, dass die Kosten von mehreren CHF 100'000
zu hoch seien. Die spezielle Situation im Ständerat – vor allem die Kultur der
Mehrsprachigkeit, aber auch die technische Ausstattung – habe die kleine Kammer
zudem bereits 2015 dazu bewogen, auf eine Simultanübersetzung der ständerätlichen
Debatten zu verzichten. Das Büro-NR hielt allerdings an seinem Entscheid fest. Mit 11 zu
1 Stimme begründete es, dass hohe Kosten möglicher Lösungen kein Grund dafür sein
dürften, hörbehinderte Menschen von der politischen Teilnahme auszuschliessen. 
Der Nationalrat folgte in der Frühjahrssession mit 180 zu 7 Stimmen (bei 4 Enthaltungen)
sehr deutlich seinem Büro. Zwar lag ein schriftlicher Antrag von Erich Hess (svp, BE)
gegen Folgegeben vor – der Berner monierte die Kosten, die in keinem Verhältnis zum
Nutzen stünden, da die Ratsdebatten ja sehr zeitnah auch schriftlich in Form des
Amtlichen Bulletins vorlägen –, der Vorstoss wurde aber diskussionslos auch von der
Mehrheit der Fraktionskolleginnen und -kollegen von Erich Hess angenommen. 6

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 15.03.2022
MARC BÜHLMANN

Obwohl der Nationalrat der parlamentarischen Initiative von Gabriela Suter (sp, AG) für
Barrierefreiheit des Live-Streams der Parlamentsdebatten mit 108 zu 7 Stimmen
deutlich Folge gegeben hatte, insistierte das Büro-SR einstimmig auf seinen
ursprünglichen Entscheid, dem Anliegen keine Folge zu geben. Barrierefreiheit – die
Initiative verlangte insbesondere, dass die Internetübertragung der Ratsdebatten mit
Untertiteln versehen wird, damit auch hörgeschädigte Menschen ihnen folgen können –
sei wichtig, so die Sprecherin des Büros, Brigitte Häberli-Koller (mitte, TG); die Kosten
für die hier vorgesehene Umsetzung (z.B. mittels Live-Untertitelung in mehrere
Sprachen oder Simultanübersetzung in Gebärdensprache) seien aber nicht
verhältnismässig. Der Ständerat habe bereits 2015 einen Vorschlag für eine
Simultanübersetzung in die Landessprachen abgelehnt, der es einem grossen Teil der
Bevölkerung erlaubt hätte, die Debatten in der jeweiligen Muttersprache zu verfolgen.
Auch damals sei man vor den Kosten von über CHF 600'000 jährlich zurückgeschreckt.
Eine Untertitelung oder eine «Verdolmetschung in Gebärdensprache» via Livestream
sei auch deshalb nicht nötig, weil die provisorischen Ratsprotokolle wenige Minuten
nach den Voten im Internet publiziert würden. Wenn Barrierefreiheit angestrebt
werden solle, müsse eine Gesamtschau angestrebt werden, mit der Übersetzungs- und
Untertitelungsfragen mit technischen Mitteln gelöst würden, die nicht derart hohe
Kosten verursachten – so die Sprecherin des Büros. 
Der Empfehlung des Büros stand ein Antrag von Maya Graf (gp, BL) gegenüber, welcher
der parlamentarischen Initiative Folge geben wollte. Die UNO-
Behindertenrechtskonvention verpflichte die Schweiz, die politische Teilhabe von
Menschen mit Beeinträchtigungen zu sichern. Untertitel seien aber auch für Menschen
mit Migrationshintergrund wichtig, um Ratsdebatten folgen zu können. Mit Folgegeben
würde den beiden Büros ja lediglich der Auftrag erteilt, eine gut umsetzbare und nicht
zu kostenintensive Lösung zu finden. Graf zeigte sich zudem zuversichtlich, dass mit

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 21.09.2022
MARC BÜHLMANN
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der immer besser funktionierenden automatischen Spracherkennung die Kosten mit
der Zeit abnehmen würden, da etwa Untertitelung nicht mehr von Dolmetschenden,
sondern von Computern übernommen werden könne. Isabelle Chassot (mitte, FR)
brachte zudem den Vorschlag ins Spiel, ein neues System zuerst einmal lediglich im
Nationalrat anzuwenden und erst nach einiger Zeit und einer Evaluation auf den
Ständerat zu übertragen. Mit 24 zu 16 Stimmen (4 Enthaltungen) entschied sich der
Ständerat gegen sein Büro und gab der Initiative Folge. Damit wird das Büro-NR
beauftragt, rechtliche Grundlagen für mehr Barrierefreiheit zu schaffen. 7

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Urheberrecht

Eine parlamentarische Initiative Nantermod (fdp, VS) verlangte die Abschaffung der
Vergütung auf Werkverwendungen in privaten Räumlichkeiten von Hotels,
Ferienwohnungen, Spitälern und Gefängnissen. Als Stein des Anstosses gelten die
neuen Tarifregelungen der Verwertungsgesellschaften: Das Bundesgericht hatte 2012
eine Beschwerde der Verwertungsgesellschaften bezüglich zu entrichtender
Urheberrechtsentschädigungen für die Radio- und Fernsehnutzung in ebendiesen
Räumlichkeiten abgewiesen. In der Zwischenzeit hätten die Gesellschaften jedoch neue
Tarifregelungen eingeführt, welche eine entsprechende Vergütung wieder begünstigten,
führte der Initiant aus. Sofern sich die Konsumentinnen und Konsumenten beim Filme
Schauen oder Musik Hören in einem Hotel- oder Spitalzimmer aufhielten, würde in der
Folge eine unnötige doppelte Vergütungsentrichtung vorgenommen. Eigentümerinnen
und Eigentümer dieser Räumlichkeiten gälten zugleich als die Verwenderinnen und
Verwender der Werke und stellten diese lediglich dem Gast zur Verfügung. Da die
Verwendung der Werke heutzutage aber über diverse Kanäle erfolgen könne, die nicht
im Angebot der Einrichtungseigentümerschaft enthalten – und auch nicht deren
Kontrolle unterworfen – sein müssen, sei die doppelte Entrichtung realitätsfern. Daher
müsse die Werkverwendung in besagten Räumlichkeiten mit jener in privaten
Haushalten gleichgesetzt und entsprechend auf die zusätzliche Vergütung verzichtet
werden. Hierfür soll im URG Art. 19 Abs. 1 – hinsichtlich der Definition des
Eigengebrauchs – die Litera d «jegliche Werkverwendung im persönlichen Bereich oder
im kleinen Kreis in privaten Räumlichkeiten von Hotels, Ferienwohnungen, Spitälern
oder Gefängnissen» aufgenommen werden. 
Die RK-NR gab im Rahmen der Detailberatungen des zu revidierenden
Urheberrechtsgesetzes diesem Vorstoss mit 15 zu 7 Stimmen Folge. 8

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 25.10.2018
MELIKE GÖKCE

Nachdem die RK-NR 2018 der parlamentarischen Initiative Nantermod (fdp, VS) Folge
gegeben, sich ihre Schwesterkommission aber im Herbst 2019 mit 8 zu 0 Stimmen bei
einer Enthaltung gegen die Abschaffung der Vergütung auf Werkverwendungen in
privaten Räumlichkeiten von Hotels, Ferienwohnungen, Spitälern und Gefängnissen
ausgesprochen hatte, kam die Vorlage in der Frühjahrssession 2021 in die grosse
Kammer. Die Rechtskommission des Nationalrats beantragte in ihrem Bericht vom
Januar 2021 zwar weiterhin, der Initiative Folge zu geben, dies jedoch mit einem neuen
Stimmenverhältnis von 13 zu 11 bei einer Enthaltung und einem Minderheitsantrag
Brenzikofer (gp, BL) auf Ablehnung. Die Kommissionsmehrheit erachtete es als
notwendig, insbesondere den Begriff «private Räumlichkeiten» neu zu definieren und
so dafür zu sorgen, dass in diesen privaten Räumlichkeiten keine
Urheberrechtsentschädigungen anfallen. Dies könne in der von der Coronakrise stark
gebeutelten Hotelbranche zu Kostensenkungen führen. Die Minderheit vertrat hingegen
die Ansicht, dass man den äusserst fragilen AGUR-Kompromiss zur URG-Revision nicht
gefährden dürfe, zumal sich der Konsum von Multimediainhalten verändert habe, was
von der betroffenen Branche berücksichtigt werden müsse. Im Weiteren handle es sich
bei den zu entrichtenden Beiträgen um so geringe Summen, dass eine Annahme des
Vorstosses die Hotellerie nicht wirklich entlasten würde.
Der Nationalrat schloss sich mit 119 zu 65 Stimmen bei einer Enthaltung dem
Mehrheitsantrag an und sprach sich für Folgegeben aus. Wohl nicht zuletzt teilte der
Rat die Auffassung von Nationalrat Bregy (cvpo, VS), dass man mit diesem Vorstoss die
Möglichkeit habe, ein Zeichen für den Abbau von Gebühren, Abgaben und der
Bürokratie zu setzen – auch wenn es sich hierbei um verhältnismässig kleine Beträge
handle. Die parlamentarische Initiative ging in der Folge für weitere Beratungen an die

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 03.03.2021
MELIKE GÖKCE
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Rechtskommission des Ständerats (RK-SR). 9

Die RK-NR hatte im Januar 2021 an ihrem Beschluss festgehalten, der
parlamentarischen Initiative von Philippe Nantermod (fdp, VS), welche die Abschaffung
der Vergütung auf Werkverwendungen in privaten Räumlichkeiten von Hotels,
Ferienwohnungen, Spitälern und Gefängnissen forderte, Folge zu geben. Der
Nationalrat war dieser Empfehlung in der Frühlingssession 2021 gefolgt, weshalb das
Geschäft abermals zurück an die RK-SR ging. Diese beharrte im Januar 2022 ebenfalls
auf ihrer Position und empfahl, wenn auch weniger deutlich als zuvor – dieses Mal mit 8
zu 4 Stimmen (bei 1 Enthaltung) – der parlamentarischen Initiative keine Folge zu geben,
womit eine Beratung in der kleinen Kammer in der Frühlingssession 2022 nötig wurde.
Als Hauptargument gegen Eintreten, führte Carlo Sommaruga (sp, GE) als Sprecher für
die ständerätliche Kommissionsmehrheit im Rat an, dass der so genannte «AGUR-
Kompromiss», welcher im Rahmen der jüngsten Revision des Urheberrechtsgesetzes
erarbeitet worden sei, nicht in Frage gestellt werden sollte. Er betonte, wie schwierig es
gewesen sei, diesen Kompromiss zu finden. Beat Rieder (mitte, VS), welcher sich im
Namen der Kommissionsminderheit für Eintreten aussprach, hielt dagegen, dass der
AGUR-Kompromiss den Bundesgerichtsentscheid von 2012, der festgelegt hatte, dass
die genannten Bereiche als private Zonen einzustufen seien und Abgaben somit
ungerechtfertigt seien, quasi ausgehebelt habe. Würde keine Folge gegeben, würde
damit also akzeptiert, dass Vereinbarungen, die ausserhalb des Parlaments getroffen
werden, Bundesgerichtsentscheide aushebeln können. Zudem werde damit das Signal
vermittelt, dass man sich in solchen Fällen nicht einmal mehr wage, in einer
Gesetzesberatung zu prüfen, ob nicht einzelne Ausnahmen gewährt werden sollten. Der
Ständerat hielt allerdings an der Mehrheitsposition der RK-SR fest und versenkte die
parlamentarische Initiative mit 29 zu 10 Stimmen bei einer Enthaltung endgültig. 10

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 08.03.2022
SARAH KUHN

Medien

Presse

Die Presse in der digitalen Transformation zu unterstützen, war ein Anliegen des
Bündner Ständerates Engler (cvp, GR), wie er es in einer parlamentarischen Initiative
Ende 2018 vorbrachte. Er forderte eine Teilrevision der gesetzlichen Grundlagen, um
eine Reihe von Massnahmen in der Presserförderung zu justieren. In vier Punkten
umschrieb Engler sein Vorhaben: Erstens sollten die Zustellung und der Vertrieb von
traditionellen Printmedien unterstützt werden, indem in die digitale Transformation der
Verteilung der Zeitungen investiert wird. Zweitens sollten diverse Kriterien für die
Bemessung der Förderbeiträge formuliert werden können, die sich an der geltenden
Postgesetzgebung orientieren sollten. Drittens sah er vor, allgemeine Bundesmittel für
die indirekte Presseförderung frei zu machen und viertens sollte die Fördermassnahme
auf zehn Jahre beschränkt werden. Danach sollte es möglich sein, andere
Fördermassnahmen zu beschliessen. Als Motivation für seinen Vorstoss nannte er die
Marginalisierung der Presse in der neuen Gesetzgebung über die elektronischen
Medien, wobei just die Vernehmlassung ein kritisches Gesamtbild zu diesem neuen
Gesetz hinterliess. Dagegen stiess der Ausbau der indirekten Presseförderung auf
Zustimmung.

Die KVF-SR gab der Initiative im Sommer 2019 einstimmig Folge und äusserte die
Meinung, dass die Zeitungen eine wichtige Grundlage für die Meinungsbildung in der
Schweiz bildeten. Ebenso war die Kommission überzeugt, dass sowohl die digitalisierten
als auch die weiterhin auf Papier erscheinenden Inhalte beibehalten und gefördert
werden müssten, gerade weil die Medienhäuser mit existenziellen ökonomischen
Herausforderungen konfrontiert seien. Von der Initiative Engler versprach sie sich eine
rasche Hilfeleistung an die Presse. Gleicher Meinung war die KVF des Nationalrates, die
die parlamentarische Initiative im September mit 14 zu 9 Stimmen unterstützte und ihr
mit nur einer Enthaltung Folge gab. Gemäss Medienmitteilung waren die gleichen
Argumente ausschlaggebend wie in der Schwesterkommission. 11

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 03.09.2019
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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Durant la session d'hiver, le Conseil des Etats a accepté de classer l'initiative
parlementaire Engler, adhérant à la proposition de sa commission (CTT-CE). Alors que
l'initiative parlementaire avait été déposée en 2018, ses requêtes ont été prises en
compte dans le cadre du train de mesures en faveur des médias, ne la rendant ainsi
plus nécessaire à l'heure actuelle. 12

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.12.2021
MATHIAS BUCHWALDER

Neue Medien

Keine Folge gewährten die WBK-NR und der Nationalrat einer parlamentarischen
Initiative Amherd (cvp, VS), die den Bund mit der Schaffung eines
Medienkompetenzzentrums für Kinder und Jugendliche beauftragen wollte. Um ihrer
Forderung Nachdruck zu verleihen, berief sich die CVP-Nationalrätin auf den in
Erfüllung einer Motion Bischofberger (cvp, AI) erarbeiteten Bericht "Jugend und
Medien" worin der gegenwärtige Kinder- und Jugendmedienschutz als unzureichend
und zerstückelt eingestuft wurde, weswegen an der Studie beteiligte Experten die
Schaffung einer nationalen Koordinationsstelle empfahlen. Eine knappe Mehrheit der
zuständigen nationalrätlichen Kommission war hingegen der Ansicht, dass der Bund in
jüngster Zeit bereits einige Bestrebungen unternommen habe, um den Kinder- und
Jugendmedienschutz zu verbessern, so befinde sich etwa ein Aussprachepapier mit der
Film- und Computerspielbranche in Ausarbeitung und eine entsprechende Revision des
Fernmeldegesetzes sei angedacht. Der Nationalrat folgte dieser Empfehlung in der
Maisession 2017, wobei sich SVP, FDP, GLP und BDP bei beidseitiger, maximaler
Fraktionsgeschlossenheit mit 100 zu 72 Stimmen gegen einen Minderheitsantrag von
Seiten der CVP, SP und der Grünen durchsetzte. 13

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 04.05.2017
MARLÈNE GERBER

Die Schaffung einer Medienförderabgabe auf digitalen Plattformen war ein Anliegen,
das Michael Töngi (gp, LU) in einer parlamentarischen Initiative formulierte. Der
Luzerner sorgte sich um die Zukunft der Medien in der Schweiz und beobachtete eine
Tendenz zum Abbau der Angebote, was gerade in der lokalpolitischen Berichterstattung
bedenklich sei. Deswegen müssten vielfältige Medien gestärkt und mit zusätzlichen
Finanzquellen unterstützt werden. Dafür schlug der Initiant eine Digitalabgabe vor.
Diese soll auf in der Schweiz erzielte Gewinne von Internetplattformen erhoben
werden, die in der Schweiz produzierte Medieninhalte zugänglich machen. Dabei sollen
Betreiber von sozialen Netzwerken und weiteren Informations- und
Unterhaltungsdiensten abgabepflichtig werden. Die erzielten Erträge sollen zur
Förderung des Service public in der Sparte der elektronischen Medien eingesetzt
werden. 14

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 21.03.2019
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Mit einer parlamentarischen Initiative forderte Michael Töngi (gp, LU) die Schaffung
einer gesetzlichen Grundlage für ein Fördermodell zugunsten der elektronischen
Medien. Damit bekräftigt Töngi seine Absicht, neue Formen der medialen
Berichterstattung zu Stärken, wie er das mit seiner ersten parlamentarischen Initiative
(Pa.Iv. 19.417) schon angestossen hatte. Seine Sorge über den Niedergang publizistischer
Grundversorgung in der Berichterstattung über demokratierelevante Inhalte, so
beispielsweise die lokale und regionale Politik, gaben den Anlass zu diesem Schritt.
Gerade auf lokaler und regionaler Ebene sah der Initiant die Medienqualität gefährdet.
Deshalb wollte er neben den bereits förderfähigen SRG-Publikationen und den
konzessionierten Radio- und Fernsehstationen auch eine direkte finanzielle Zuwendung
für Online-Medien ermöglichen. Dieses Modell sollte die indirekte Presseförderung
ergänzen. Für die Umsetzung des Anliegens schlug er die Errichtung von Stiftungen vor,
um die Unabhängigkeit der Medien von den Behörden aufrechterhalten zu können. Mit
der Anbindung an eine Leistungsvereinbarung sollte zudem die Stärkung der lokalen und
regionalen Vielfalt sichergestellt werden. 

Die KVF-NR befasste sich Anfang September 2019 mit dem Anliegen. In der Kommission
stiess die Initiative auf wenig Wohlwollen. Zwar waren sich die Kommissionsmitglieder
einig, dass es einer Unterstützung elektronischer Medien in der digitalen
Transformation bedürfe, wobei auch die indirekte Presseförderung erweitert werden
solle. Aber statt Töngis Stossrichtung zu unterstützen, gab die Kommission der
parlamentarischen Initiative Engler (cvp, GR; Pa.Iv. 18.479) Folge. Diese war nach dem
Votum der nationalrätlichen Kommission von beiden Kommissionen befürwortet
worden und konnte dadurch in den Gesetzgebungsprozess übergehen. 
Die Initiative Töngi wurde zwar von einer Kommissionsminderheit Aebischer (sp, BE)
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unterstützt, unterlag jedoch in der Kommission mit 16 zu 7 Stimmen, womit ihr keine
Folge gegeben wurde. Ausschlaggebend war auch, dass die in der Kommissionssitzung
anwesende Departementschefin einen neuen Entwurf für ein Massnahmenpaket zur
Förderung der Medien angekündigt hatte.

In der Wintersession 2019 musste sich das Ratsplenum zur Initiative äussern. Dort
wurde jedoch gar nicht erst debattiert: Der Initiant zog seinen Vorstoss zurück. Er
bekräftigte seine Meinung, dass im Bereich der Online-Medien Handlungsbedarf
bestehe, zeigte sich aber einverstanden damit, die Vorschläge des Bundesrates
abzuwarten. 15

Die Schaffung einer Medienförderabgabe auf digitalen Plattformen, wie sie mit einer
parlamentarischen Initiative Töngi (gp, LU) gefordert wurde, fand wenig Rückhalt in der
KVF-NR. Mit 16 zu 7 Stimmen wurde ihr keine Folge gegeben. Drei Punkte waren für den
negativen Entscheid ausschlaggebend. Einerseits wurden bereits Schritte in die Wege
geleitet, um die Problematik anzugehen. Erstens wurde die parlamentarische Initiative
Engler (cvp, GR; Pa.Iv. 18.479) angenommen, mit der die indirekte Presseförderung
gestärkt werden soll, und zweitens gab der Bundesrat bekannt, dass 2020 ein
Massnahmenpaket zur Medienförderung vorgestellt werde. Andererseits berief sich die
Kommission, drittens, auf einen früheren Entscheid: Im Rahmen der Beratungen zum
Urheberrechtsgesetz war beschlossen worden, die Entwicklungen in der EU
abzuwarten.
Eine Kommissionsminderheit Aebischer (sp, BE) war der Meinung, dass eine Stärkung
der Medien mittels neuer Finanzquellen nötig sei. Die vorgeschlagene Abgabepflicht für
Betreiber von digitalen Plattformen wurde daher begrüsst. 16
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Die mittels parlamentarischer Initiative Töngi (gp, LU) geforderte Schaffung einer
Medienförderabgabe auf digitale Plattformen stand auf der Traktandenliste des
Nationalrates in seiner Wintersession 2019. Nachdem die Kommission für Verkehr und
Fernmeldewesen dem Vorstoss eine Abfuhr erteilt hatte, brachte der Initiant sein
Anliegen im Plenum vor. Dort zeigte er seine Bedenken erneut auf und wies auf die den
hiesigen Konzernen entgangenen Werbeeinnahmen im vergangenen Jahrzehnt und auf
den gleichzeitig stattfindenden Umbruch in der Werbebranche hin, der die Werbung
weg von den traditionellen Märkten – im Medienbereich die Presse –, hin zu
Onlinewerbung führe. Zudem kritisierte er, dass die Gewinne dadurch
grossmehrheitlich zu ausländischen Konzernen flössen. Dem müsse mit einer Abgabe
entgegengetreten werden, die den schweizerischen Medien zugute kommen würde.
Töngi plädierte auch dafür, dass die Schweiz einen bedeutungsvollen Schritt mache,
denn international werde diese Problematik «heiss» diskutiert. Nur so könne man aus
der Verteidigungshaltung ausbrechen, die die Schweiz, nach Empfinden des Initianten,
noch einnehme. Trotz eines unterstützenden Votums des Minderheitssprechers
Aebischer (sp, BE) unterlag die Initiative auch im Ratsplenum. Mit 125 zu 69 Stimmen
(keine Enthaltungen) blieb das Anliegen letztlich chancenlos. 17
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